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Abb. 3: Einkommenssteuerzahlungen nach Lebensalter
Quelle: Loeffelholz, Hans Dietrich von/Rappen, Hermann (2002): Bevölkerungs
entwicklung und Kommunalfinanzen im Ruhrgebiet – ein Problemaufriss, Essen, S. 35

Auch bei den Steuereinnahmen müssen Gemeinden wegen des demo-
grafischen Wandels mit Einbußen rechnen. So hängen z.B. die Höhe der 
Einkommensteuereinnahmen nicht nur von der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung, sondern vor allem auch von der Anzahl und Alterstruktur der 
Bewohner der einzelnen Gemeinden ab. Bei sinkenden Einwohnerzahlen 
und einer Abnahme der Altersgruppen der Bevölkerung, die relativ höhere 
Einkommensteuerzahlungen leisten, kommt es zu einem deutlichen, mög-
licherweise sogar überproportionalen Rückgang der Einnahmen aus der 
Einkommensteuer bei sinkender Bevölkerung. Mit Einnahmen aus der Ein-
kommensteuer bei älteren Bevölkerungsgruppen, die in den alten Bundes-
ländern z.T. über Vermögen verfügen, und dadurch auch Einkommensteuer 
abführen, ist in den neuen Bundesländern nicht zu rechnen (vgl. Abbildung 
3). Somit hat wiederum die Verschiebung der Altersstruktur auch in diesem 
Zusammenhang einen fiskalisch negativen Effekt.8 

Bezüglich der Entwicklung des kommunalen Anteils an der Umsatzsteu-
er lassen sich nur schwer Prognosen abgeben, da der jetzige Verteilungs-
modus des kommunalen Anteils am Umsatzsteueraufkommen vorläufig 

8	 Hans Dietrich von Loeffelholz/Hermann Rappen, Bevölkerungsentwicklung und Kommunalfinan-
zen im Ruhrgebiet – ein Problemaufriss, 2002, S. 35.
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ist und voraussichtlich 2009 von einem neuen Schlüssel abgelöst wird, der 
wahrscheinlich auf Gewerbesteuereinnahmen und Lohnsumme und Be-
schäftigtenanzahl basiert. Dadurch, dass die Bevölkerungsgröße und die Er-
werbsbevölkerung in den kommenden Jahren stark sinken werden, werden 
auch die Schlüsselgrößen Lohnsumme und Beschäftigtenzahl ebenfalls ab-
flauen, was zu geringeren Umsatzsteuereinnahmen der kommunalen Ebene 
in Sachsen führen würde. Eine ähnlich vage Prognose könnte bezüglich der 
Gewerbesteuer, aufgrund des Zusammenhangs zwischen Einwohnerzahl, 
sinkender Kaufkraft und Gewerbesteueraufkommen, gegeben werden. 

Bei der Betrachtung der Abhängigkeit von Gebühreneinnahmen von 
der demografischen Entwicklung muss zwischen standortgebundenen oder 
standortungebundenen Infrastrukturleistungen unterschieden werden. Zu 
den standortgebundenen Infrastrukturleistungen gehören beispielsweise Ab-
wasser- und Abfallbeseitigung, wobei die Bereitstellung und die Inanspruch-
nahme dieser Dienstleistungen sowohl durch die Gemeinde wie auch durch 
die privaten Wirtschaftssubjekte nur bedingt beeinflussbar ist. Typischer-
weise handelt es sich hierbei vielfach um Pflichtaufgaben der Gemeinden, 
die bei der Erfüllung Vorgaben übergeordneter Gebietskörperschaften zu 
beachten haben. Auf der anderen Seite besteht für die privaten Haushalte 
und Unternehmen Anschluss- und Benutzungszwang. Steigende Kosten 
der Infrastrukturleistungserstellung pro Nutzeneinheit durch den Bevölke-
rungsrückgang könnten in Zukunft unmittelbar an private Haushalte und 
Unternehmen weitergegeben werden und die Kostendeckung des Angebots 
weiterhin angestrebt werden. Standortungebundene Infrastrukturleistungen 
sind durch große angebots- und nachfrageseitige Autonomie gekennzeich-
net, die sich vor allem in den Bereichen Sport und Kultur wiederfinden. 
Private Haushalte und Unternehmen haben hier die Möglichkeit, auf die 
Leistung vollständig zu verzichten oder entsprechende Angebote anderer 
Gemeinden wahrzunehmen. Dadurch entsteht ein Preisdruck, durch wel-
chen die Gemeinden – entscheiden sie sich für den Erhalt der Infrastruktur
einrichtungen – auf Gebührenerhöhungen verzichten müssen, um Nach-
fragerückgang nicht zu verschärfen.9 So wird sich der Kostendruck bei den 
standortungebundenen Infrastrukturleistungen durch den Rückgang der 
Bevölkerung verschärfen.10 

9	 Gegen eine Gebührenerhöhung bei standortungebundenen Infrastrukturleistungen spricht zudem 
der meritorische Aspekt. Gerade niedrige Gebühren für Museen, Theater und Musikschulen sollen 
vielen Bevölkerungsgruppen die Inanspruchnahme der Einrichtungen ermöglichen. (Fn. 1).

10	���������������������������������������������������������������������������������������������� Geht die Bevölkerung zurück, sind für einige Positionen der sonstigen Einnahmen geringere Ein-
nahmen zu erwarten. Dies betrifft z.B. die Einnahmen aus Mieten und Pachten, da zum einen 
durch die hohe Leerstandsquote und zum anderen die Verringerung der Anzahl an potenziel-
len Mietern die Miethöhe weiter sinken wird. Außerdem ist es sehr wahrscheinlich, dass sich die 
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Auf der Ausgabenseite wird in erster Linie der Kostenremanenzeffekt in 
der Fachliteratur diskutiert.11 Kostenremanenz bezeichnet den Effekt, dass 
Kosten bei Zunahme der Bevölkerung schneller steigen, als diese bei einem 
Rückgang der Bevölkerung aus wirtschaftlichen, sozialen, arbeitsorganisato-
rischen, arbeitsrechtlichen und/oder betriebspolitischen Gründen abgebaut 
werden können. Als Konsequenz steigen die Pro-Kopf-Ausgaben. Typischer-
weise betrifft dieser Effekt vor allem kommunale Betriebe mit hohem Fixkos-
tenanteil. So muss z.B. die Auslastung der Trinkwasser- und Abwassernetze 
bei einem Rückgang der Bevölkerung vorerst vollständig erhalten werden 
und kann nur sukzessive unter hohem Kostenaufwand (zusätzlich temporär 
steigende Pro-Kopf-Ausgaben) zurückgebaut werden. Auch Fernwärmever-
sorgungseinrichtungen und Verkehrsinfrastrukturen wie Straßen und Anla-
gen des ÖPNV sind von Kostenremanenzeffekten betroffen.

Auch die einzelnen Ausgabeposen können auf demografiebedingte Ent-
wicklungen untersucht werden und weisen Effekte auf. Personalausgaben 
z.B. können, ähnlich wie die Fixkosten der Infrastruktureinrichtungen, nicht 
im Gleichschritt mit dem Bevölkerungsrückgang gekürzt werden, da Stel-
lenkürzungen und Tarifverträge dem politischen Beschluss unterliegen. Da 
der laufende Sachaufwand stark mit den Personalausgaben korreliert – der 
Einsatz von Personal bedeutet zugleich die Erfordernis von entsprechenden 
Sachkosten wie Aufwand für Bürogebäude, Büromaterial, Haltung von Kfz. 
usw. – ist auch hier nur bedingt ein Kürzungspotential zu erwarten. Die 
Höhe der Sozialausgaben spielt eine besondere Rolle, da die Gesetzeslage, 
die Finanzierungsstrukturen betreffend, in den letzten und in den nächs-
ten Jahren Veränderungen unterzogen wurde und wird, und demnach für 

Gewinnanteile aus wirtschaftlichen Unternehmen reduzieren, da gerade die kommunalen Un-
ternehmen von der tendenziell sinkenden lokalen Nachfrage aufgrund des Bevölkerungsrück-
gangs betroffen sein werden. Die Einnahmen aus der Konzessionsabgabe für Strom und Gas 
sind an den Verbrauch gekoppelt und werden sich deshalb höchstwahrscheinlich reduzieren. 
Geringere Einnahmen sind auch für die weiteren Finanzeinnahmen zu erwarten, da davon aus-
gegangen werden muss, dass die Höhe der Einnahmen aus Bußgeldern, Ordnungsstrafen und 
Zwangsgeldern mit der Größe der Bevölkerung korreliert. Grundsätzlich kann auch bei den son-
stigen Einnahmen mit einem tendenziellen Sinken der Einnahmen aufgrund des demographi-
schen Wandels gerechnet werden, obgleich eine genaue Abschätzung des Rückgangs aufgrund 
der Vielfältigkeit und Unterschiedlichkeit der Einnahmen nicht möglich ist. (Lenk (gfb))

11	 Thomas Lenk/Anja Birke, Ausgewählte Probleme des sächsischen kommunalen Finanzausgleichs 
aus finanzwissenschaftlicher Perspektive, Teil 2, in: Finanzwirtschaft, 52, Heft 10, 1998, S. 223; Die-
ter Vesper, Infrastrukturausstattung und Nachholbedarf in Ostdeutschland. Gutachten im Auftrag 
der ostdeutschen Ministerpräsidenten, 2000, S. 31.; Hans Karrenberg/Engelbert Münstermann, Ge-
meindefinanzbericht 2002 – Städtische Finanzen: Kollaps oder Reformen! In: Deutscher Städte-
tag (Hrsg.), der Städtetag, Heft 4, 2000, S. 37. Speziell die Auswirkungen des starken Bevölkerungs-
rückgangs in den neuen Bundesländern analysieren Britta Baum/Helmut Seitz/Andrej Worobjew, 
Der Einfluss der Alters- und Familienstrukturen auf die Ausgaben der Länder und Gemeinden. In: 
Vierteljahreshefte zur Wirtschaftsforschung, 71, 2002, S. 147 - 162.
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die kommunale Ebene bezüglich der Demografiesensivität nur bedingt pro-
gnostizierbar ist. Generell richten sich die Ausgaben nach der Anzahl der 
anspruchsberechtigten Personen und nach der Höhe der diesen Personen 
zustehenden Leistungen. Die Kommunen werden in jedem Falle durch ihre 
Beteiligung an Krankenhäusern und Alteneinrichtungen an den steigenden 
Kosten beteiligt sein.12

Die Alterung der Gesellschaft wird auf kommunaler Ebene eine Anpas-
sung der Infrastrukturangebote nötig machen. Bei der sozialen Infrastruk-
tur sind dabei Erweiterungsinvestitionen in einigen altersabhängigen Sek-
toren wie Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen nötig. Der Rückgang 
der Bevölkerung wird zudem Rückbaumaßnahmen unumgänglich machen. 
Werden Infrastruktursysteme nicht rechtzeitig zurückgebaut, bergen diese 
die Gefahr zusätzlicher Kosten. Steht das Trinkwasser beispielsweise durch 
die geringe Auslastung des Trinkwassernetzes zu lange im Rohr, droht es 
zu verkeimen. Ebenso ist bei einer zurückgehenden Abwassermenge ein zu 
langsamer Fluss des Schmutzwassers zu erwarten, dadurch bleiben Feststof-
fe liegen, der damit einhergehende Fäulnisprozess setzt wiederum Schwefel-
wasserstoffe frei, die sich unter bestimmten Bedingungen in Schwefelsäure 
verwandeln. Schwefelsäure zerstört den Zement und führt damit zu Lecks 
im Abwasserkanal. Auch im Fernwärmenetz führt ein zögerlicher Rückbau 
zu Problemen. Hier kondensiert der Dampf bei zu geringer Nachfrage nicht 
beim Kunden, sondern schon im Leitungsnetz, wodurch der Wärmeverlust 
des Transports ansteigt, der Wirkungsgrad sinkt und das System schließlich 
kollabieren kann.13

12	���������������������������������������������������������������������������������������� Eine Erhöhung der Ausgaben ist dabei außerdem z.B. aufgrund von lückenhaften Erwerbsbio-
grafien (demografiebedingter „qualifikatorischer Mismatch“ (Johann Fuchs/ Ulrich Walwei, Konse-
quenzen der Demographie für Arbeitsmarkt und Qualifikation. In: Georg Milbradt/Johannes Mei-
er (Hrsg.), Die demographische Herausforderung – Sachsens Zukunft gestalten, Gütersloh: Verlag 
Bertelsmann Stiftung, 2004, S. 100-120.) zu erwarten. Lenk erwartet zudem erhöhte Kosten im 
Zuge des geringeren Zusammenhaltes von Familien und einem schwächeren Eingebundensein 
von Menschen in soziale Netze (Vereine, Nachbarschaften o. ä.), wodurch vermehrt die Kom-
munen Verantwortung für Menschen in sozialen Notlagen übernehmen müssen (Fn. 1). Mäding 
rechnet gleichzeitig durch die reduzierte Kinderzahl und die wachsende berufliche Mobilität mit 
einem Rückgang des Anteils von Pflegeleistungen, die von Familienangehörigen erbracht wer-
den. Hinzu kommt, dass in den nächsten Jahren der Anteil der Ältesten und damit auch die Zahl 
an Pflegebedürftigen stark zunehmen wird.

13	�������������������������������������������������������������������������������������������� Dabei ist der Druck auf die Infrastrukturausgaben ohnehin schon sehr erheblich. Während Per-
sonalausgaben und Sozialtransfers in erster Linie durch äußere Faktoren – Tarifentwicklungen, 
Bestimmungen des Arbeitsrechtes sowie konjunkturelle Bedingungen bzw. übergeordnete Ge-
setzgebung – determiniert werden, besteht bei der Strukturierung bzw. Begrenzung der Ausga-
ben im Infrastrukturbereich zumindest rechtlich Spielraum für die Kommunen. Abgesehen da-
von unterliegen investive Maßnahmen der Kommunen haushaltswirtschaftlichen Grenzen. Das 
Gemeindehaushaltsrecht begrenzt, in Abhängigkeit von der finanziellen Leistungsfähigkeit ei-
ner Kommune, deren Kreditaufnahme. Die Gemeinden müssen bei Einnahmerückgängen nicht 
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Zusammenfassend muss festgestellt werden, dass der Druck auf die 
kommunalen Ausgaben durch die Erhöhung oder schleppende Reduzierung 
der Ausgaben bei gleichzeitigem Sinken der Einnahmen steigt. Dass die Ge-
meinden trotz des infrastrukturellen Nachholbedarfs in den neuen Ländern 
bei den Investitionen sparen, ist inzwischen vor allem auch für die sächsi-
schen Gemeinden empirisch nachgewiesen.14 Bei einem gleichzeitigen Stei-
gen des Investitionsbedarfs durch Schrumpfung und Alterung ergeben sich 
zusätzliche Zuschussbedarfe. Eine Berücksichtigung des zusätzlichen In-
vestitionsbedarfes der Gemeinden ist dringend geraten, vor allem auch weil 
nicht nur Investitionen sondern auch Ersatzinvestitionen und Reparaturen 
unterbleiben, die letztendlich die Bedarfe nicht nur in die Zukunft verschie-
ben, sondern wiederum auch erhöhen. 

Weil die Einheitlichkeit der Lebensbedingungen sowohl im Grundgesetz 
als auch in den landesrechtlichen Regelungen15 sowie in der EU-Struktur- 
und Kohäsionspolitik Art. 158 EGV16 festgeschrieben ist, wäre ein explizi-
tes Zulassen der stärkeren Differenzierung der Regionen durch Unterlas-
sen ausgleichender Maßnahmen ohne eine Anpassung des Grundgesetzes, 
Raumordnungsgesetzes, der Finanzausgleichsgesetze, Förderrichtlinien 
usw. kaum denkbar. 

Realistischere und pragmatischere Ansatzpunkte bleiben in den Berei-
chen der kommunalen Finanzausgleiche, z.B. über eine Auflockerung des 
Einwohnerfokus bei der Schlüsselmassenverteilung über einen Zentrale-Or-
te-Ansatz, Sozialansatz, demografischen Ansatz o.ä. In jedem Fall müssen 
auf kommunaler Ebene stärker als bisher Konsolidierungserfolge gefördert 
und möglicherweise durch größere und flexiblere Verwaltungseinheiten 
noch unterstützt werden. Neue Steuerungs- und Verwaltungsinstrumen-
te, wie z.B. E-Governance, bieten die Möglichkeit zur Kosteneinsparung 
ebenso wie die gezielte interkommunale Zusammenarbeit. Ebenso wie die 

nur die Ausgaben im Verwaltungshaushalt zurückfahren, sondern Investitionen zeitlich verlagern 
oder gegebenenfalls unterlassen, damit Folgekosten der geschaffenen Einrichtungen den Ver-
waltungshaushalt nicht belasten. Dementsprechend sind Investitionskürzungen bei sinkenden 
Steuereinnahmen und steigenden kommunalen Ausgaben aufgrund des engen Zusammen-
hangs von Investitionstätigkeit und Verschuldungsgrenze nahe liegend. Lenk zeigt im Gemein-
definanzbericht für den Freistaat Sachsen, dass dieses Prinzip bereits seine Umsetzung findet 
und Infrastrukturausgaben bei nach wie vor hohem Investitionsbedarf drastisch gesunken sind 
(Fn. 1).

14	 Fn. 1
15	�������������������������������������������������������������������������������������������������� So z.B. in Sachsen in der Koalitionsvereinbarung der Staatsregierung des Freistaates Sachsen: „Ne-

ben der Entwicklung von Wachstumskernen werden auch verstärkt die Wirtschafts- und Innova-
tionspotenziale von strukturschwachen Regionen entwickelt.“

16	 „Die Gemeinschaft setzt sich insbesondere zum Ziel, die Unterschiede im Entwicklungsstand der 
verschiedenen Regionen und den Rückstand der am stärksten benachteiligten Gebiete (…) zu 
verringern.“
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Unterstützung von Infrastrukturmaßnahmen, die der Erhaltung dienen, 
muss in den schrumpfenden Regionen der Rückbau gefördert werden, da 
nur so erhöhte Folgekosten vermieden werden können. Unterbleiben weit-
sichtige durch Bund und Land (finanziell und politisch) gestützte Maßnah-
men im Umgang mit der demografischen Entwicklung, bleibt den Kom-
munen nur die Alternative, dort, wo überhaupt noch Potential besteht, das 
öffentliche Angebot einzuschränken.

Die Autorin Dipl.-Kfr., Dipl.-Vw. Christiane Falken ist wissenschaftliche Mitarbeiterin 
am Institut für Finanzen der Universität Leipzig. 
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Netzwerk Regionale  
Seniorenwirtschaft im  
Landkreis Elbe-Elster
Frank Berg

Im Landkreis Elbe-Elster – gelegen im südlichen Teil des Landes Branden-
burg – finden sich derzeit Projekte, Institutionen und Unternehmen zu ei-
nem Netzwerk Seniorenwirtschaft zusammen. Ausgangspunkt hierfür wa-
ren langfristige strategische Überlegungen, die in Projektzusammenhängen 
erarbeitet worden waren: Über das EU-Projekt AREE (I)1 wurde bis Oktober 
2005 an einer Lokalen Beschäftigungsstrategie2 gearbeitet, die die Idee ein-
schloss, regionale Seniorenwirtschaft als ein branchen- und sektorübergrei-
fendes regionales Wirtschafts- und Kompetenzfeld aufzubauen.

Es mag ungewöhnlich erscheinen, die Entwicklung eines integrierten 
regionalen Wirtschaftsfeldes auf dem Wege des Netzwerkaufbaus und über 
Projektzusammenhänge auf den Weg zu bringen. Die Ursache hierfür liegt 
darin, dass unmittelbare Marktzwänge derzeit noch nicht oder nur geringfü-
gig zur Wirkung kommen, andererseits aber Prognosen vorliegen, die zu der 
Schlussfolgerung führen, dass sich Wirtschaft und Gesellschaft rechtzeitig 
auf den demografischen Wandel einstellen sollten. Für Elbe-Elster bedeutet 
dies zum Beispiel, dass nach den vorliegenden Landesprognosen3 im Jahre 
2020 rund 27 Prozent der Menschen 65 Jahre und älter sein werden, im 
Jahre 2030 sind es bereits über 35 Prozent – mehr als ein Drittel der Bevöl-
kerung. 

Eine Analyse der Bedarfe älterer Menschen im Landkreis Elbe-Elster 
(625 Befragte – durchgeführt ebenfalls über das Projekt AREE I) zeigte auf, 
dass nicht nur der quantitative Anteil älterer Menschen an der Bevölkerung 
wächst, sondern dass sich auch die Bedürfnisse, die spezifischen Qualitäten 
und Verhaltensmuster älterer Menschen bei der Teilhabe an der gesellschaft-
lichen Entwicklung, bei der Entwicklung von Aktivität im sozialen Umfeld, 

1	 AREE (I): Arbeit in der Region Elbe-Elster, gefördert von der Europäischen Gemeinschaft, Europäi-
scher Sozialfonds, innovative Maßnahme nach Artikel 6, Programm „Lokale Beschäftigungsstrate-
gien und Innovation“.

2	 Lokale Beschäftigungsstrategie Landkreis Elbe-Elster, beschlossen vom Kreistag Elbe-Elster am 
17.10. 2005, Herzberg (Elster).

3	 Siehe http://www.lds-bb.de.
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bei der Erhaltung von Gesundheit und bei der Verwirklichung eigener Le-
benswünsche verändern. 

Gleichzeitig zeigte die Analyse der Potenziale für den Aufbau einer regi-
onalen Seniorenwirtschaft, dass es nicht nur von den Bedürfnissen her, son-
dern auch auf der Anbieterseite gute Voraussetzungen gibt, mehr und mehr 
seniorenspezifische Angebote aufzubauen und miteinander zu vernetzen. 
So gibt es ein dichtes Netz von sozialen Diensten seitens der Wohlfahrtsver-
bände und freier Träger. Die Spezifik dieses Angebotsnetzes liegt darin, dass 
keiner der Wohlfahrtsverbände oder anderen Organisationen über regionale 
Marktführungspositionen verfügt – vielmehr sind die Einflusssphären regi-
onal relativ gleichmäßig verteilt. Dies führt einerseits zu Konkurrenzen um 
die verfügbaren öffentlichen Mittel, andererseits liegt es nahe, arbeitsteilige 
Spezialisierungen zu entwickeln. Bislang war dies allerdings nur in Ansät-
zen möglich. Positiv wirkt sich auch das Netz von Seniorenwohnheimen 
aus – insbesondere vorgehalten vom Seniorenzentrum Albert Schweitzer 
mit seinen Filialen. Sowohl vom Landkreis als auch von freien Trägern und 
anderen Organisationen werden traditionell zahlreiche Kultur- und Gesellig-
keitsveranstaltungen speziell für die ältere Generation angeboten. Ähnliches 
gilt für den Tourismus. Wohnungsbaugesellschaften stellen sich allmählich 
auf seniorenspezifische Angebote ein. Der erste deutsche Seniorenfach-
markt in Großräschen – im benachbarten Landkreis Oberspreewald-Lausitz 
–  wirkt sich förderlich auf die Idee einer regionalen Seniorenwirtschaft aus. 
Das Krankenhaus der Grundversorgung in Elbe-Elster, die Fontana-Klinik 
in Bad Liebenwerda und das Epikur-Rehabilitationszentrum in Bad Lieben-
werda, das Ärztenetz Südbrandenburg (Netzwerk niedergelassener Ärzte) 
stellen wichtige Einrichtungen der Gesundheitsversorgung dar, die sich mit 
ihren Angeboten – wenngleich in unterschiedlichem Maße – auf den demo-
grafischen Wandel einstellen. In der regionalen Kreishandwerkerschaft wird 
das Ausbildungsprofil eines „Gesundheitshandwerkers“ entwickelt. In jeder 
Kommune Elbe-Elsters gibt es einen Seniorenbeirat – ebenso auf Kreisebe-
ne. Dies alles sind Voraussetzungen, an die die Entwicklung einer regiona-
len Seniorenwirtschaft anknüpfen kann.

Das EU-Projekt AREE (II)4 hat in seinen Aufgabenkatalog aufgenommen, 
den Aufbau eines Arbeitskreises Seniorenwirtschaft zu unterstützen. Von 
vornherein ging AREE von einem „Bottom-up-Prozess“ aus. Es wurde also 
nicht der Weg gewählt, alle relevanten Träger zusammenzurufen, um ein 
Netzwerk zu konstituieren. Hierfür waren Vorerfahrungen ausschlaggebend: 

4	 AREE (II): Antizipative Regionalentwicklung Elbe-Elster, siehe www.aree.de; gefördert von der Eu-
ropäischen Gemeinschaft, Europäischer Sozialfonds, innovative Maßnahmen nach Artikel 6, Pro-
gramm „Innovative Ansätze zur Bewältigung des Wandels“, Schwerpunktthema: „Management 
der Umstrukturierung“.
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Ein Jahr zuvor gab es seitens des AREE-Vorgängerprojekts den Versuch, so-
ziale Träger zu einem Workshop zusammen zu rufen, um gemeinsam über 
Kooperationsmöglichkeiten und neue perspektivische Handlungsfelder zu 
beraten. Dies scheiterte zum einen daran, dass sich die vielfältigen sozialen 
Träger in einer unreflektierten Konkurrenz-Situation befanden, zum ande-
ren auch daran, dass bislang kaum Erfahrungen zur eigenständigen Koope-
rationsentwicklung vorlagen. Typisch war eher die Auffassung, dass vom 
Landkreis klare inhaltliche und finanzielle Vorgaben erwartet wurden, nach 
denen sich die Anbieter sozialer Dienste orientieren konnten. Die Entwick-
lung eigenständiger Initiativen und die Suche nach neuen Handlungsfeldern 
in neuen Netzwerkzusammenhängen waren noch wenig entwickelt.

Der Bottom-up-Prozess setzte deshalb bei wenigen aktiv Interessierten 
an, die nunmehr in Abständen von zwei Monaten zusammenkamen: Die 
Geschäftsführerin einer lokalen Wohnungsbaugesellschaft, der Vertreter 
eines lokalen Wohlfahrtsverbandes, Vertreter des Seniorenzentrums, des 
Landkreises, des Arbeitslosenverbandes, der Geschäftsführer eines Touris-
tik-Unternehmens und andere. Bald kamen Interessierte aus anderen Be-
reichen hinzu: ein Architektenbüro, Vertreter weiterer Wohlfahrtsverbände, 
des Epikur-Rehabilitationszentrums. Ein weiterer Kreis von nicht ständi-
gen Teilnehmern wird regelmäßig über die Ergebnisse des Arbeitskreises 
informiert: Seniorenfachmarkt, Seniorenbeiräte, Kreisvolkshochschule, 
Kreishandwerkerschaft und andere. Positiv auf die Entwicklung des Arbeits-
kreises wirken sich Synergien mit den partnerschaftlichen Projekten „Be-
schäftigungspakt 50plus“ und mit dem neu gegründeten Verein „Generatio-
nen gehen gemeinsam“ aus.

Ohne gemeinsame Orientierungen, Ziele und Aufgaben kann ein sol-
ches heterogenes Akteursnetz nicht auf Dauer zusammengehalten werden. 
Um so weniger, als unmittelbare wirtschaftliche Vorteile aus der Teilnahme 
am Arbeitskreis derzeit nicht zu erwarten sind. Nicht zu unterschätzen sind 
auch der Aufbau von Vertrauen zwischen den Teilnehmern und die Vermitt-
lung des Gefühls, dass gemeinsam an längerfristigen Zielen gearbeitet wird, 
deren positive Effekte sich erst langfristig niederschlagen. In den Diskussi-
onen des Arbeitskreises spielte eine wichtige Rolle, welche Synergieeffekte 
zwischen den Partnern entstehen könnten und welche gemeinsamen Ziele 
und Aufgaben gewollt sind. Nach anfänglichen Versuchen, solche Synergien 
etwa in gemeinsamen Präsentationen vor den Zielgruppen älterer Menschen 
zu suchen, wurde alsbald ein größeres Ziel fixiert: Die Vorbereitung einer 1. 
Konferenz Seniorenwirtschaft Elbe-Elster im Dezember 2006. Träger dieser 
Konferenz sind neben dem Projekt AREE der Landkreis, der Verein „Gene-
rationen gehen gemeinsam“, das Projekt 50plus und der Arbeitskreis Seni-
orenwirtschaft.



86 Frank Berg

Diese erste Konferenz Seniorenwirtschaft Elbe-Elster – die zweite wird 
zu Ende 2007 folgen – hat drei Ziele: 

Sie soll die grundlegenden Chancen und Ansätze für die Entwick-tt

lung einer regionalen Seniorenwirtschaft in Elbe-Elster und regiona-
lem Umfeld darstellen.
Sie soll konkrete Erfahrungen, Ideen und Vorhaben zur Anpassung tt

und Neuentwicklung regionaler Produkte und Dienstleistungen für 
eine älter werdende Bevölkerung unterbreiten.
Sie soll den regionalen Informationsaustausch in bestimmten the-tt

matischen Feldern anstoßen und möglichst dessen Fortsetzung in 
Form von Kommunikationsnetzwerken anbahnen. Hierbei geht es 
zunächst um die Themen a) Wohnen und Mobilität, b) Gesundheit 
und Fitness, c) Geselligkeit, Regionalreisen, Bildung.

Bei der Vorbereitung der Konferenz wird darauf geachtet, dass noch stär-
ker als bisher neben Projekten und Verwaltungen auch marktorientierte und 
gemeinnützige Wirtschaftsunternehmen einbezogen werden – sowohl aus 
dem Dienstleistungs- und Handwerkersektor als auch aus den verschiede-
nen Bereichen sozialer Ökonomien. Hinzu kommen mehr Akteure aus dem 
privaten und öffentlichen Gesundheitssektor, aus der Wohnungswirtschaft, 
aus Tourismusunternehmen und andere mehr.

Die regionale Seniorenwirtschaft soll sich schrittweise durch eine kom-
munizierte Anpassung und Neuentwicklung von Produkten und Dienst-
leistungen für ältere Menschen aus bisherigen Wirtschaftsunternehmen 
einschließlich sozialer Unternehmen entwickeln. Neben diesen Wirtschafts-
bereichen erweist es sich als vorteilhaft, wenn bürgerschaftliche Initiativen 
(Vereine, Seniorenbeiräte – also auch die Zielgruppen der Seniorenwirt-
schaft), Kommunen und Landkreis in diesen Prozess einbezogen sind und 
ihn aktiv unterstützen.

Ohne Zweifel wird dieser Weg noch lang sein. Angefangen im Raum 
Herzberg, schließt er mehr und mehr Akteure aus dem gesamten Gebiet des 
Landkreises und darüber hinaus ein. An einem bestimmten Punkt wird er 
Akteure aus benachbarten Landkreisen einladen, sich in die Netzwerkent-
wicklung einzubringen.

Könnte dies zu einer der strategischen Linien wirtschaftlicher und Regio-
nalentwicklung im Süden Brandenburgs werden, sollte die Förderpolitik des 
Landes solche komplexen, intersektoralen Entwicklungsfelder in ihren Ka-
talog aufnehmen. Derzeit kann sich die Netzwerkentwicklung zur Entwick-
lung regionaler Seniorenwirtschaft auf keine Förderprogramme stützen. 
Aus eigener Kraft bleiben die Möglichkeiten zur Netzwerkunterstützung 
begrenzt.
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Durch die Nutzung verschiedener Projekte kann dieses Defizit partiell aus-
geglichen werden. So werden über bestehende Projekte gegenwärtig In-
strumente entwickelt, die den Prozess zur Entwicklung einer regionalen 
Seniorenwirtschaft unterstützen: so zum Beispiel die Ausarbeitung einer 
„Trendliste Seniorenwirtschaft“, die Auskunft darüber geben soll, was es 
im Konkreten bedeutet, wenn von einer „Anpassung von Produkten und 
Dienstleistungen für Ältere“ gesprochen wird. Welche Produkte und Dienst-
leistungen sind in der Perspektive in den verschiedenen Wirtschafts- und So-
zialbereichen gefragt? Auch der Aufbau einer Online-Datenbank zur Suche 
regionaler Angebote an Produkten und Dienstleistungen unterstützt diesen 
Prozess. 

Nach den bisher erarbeiteten Vorstellungen müssten sich Teile der regi-
onalen Wirtschaft einschließlich sozialer Ökonomien, Dienstleistungssektor 
sowie auch bürgerschaftliche Initiativen und gesellschaftliche Rahmenbe-
dingungen nach und nach auf die Bedürfnisse einer aktiven, engagierten 
und auf Gesundheit bedachten älteren Generation einstellen. Die Älteren 
– so eine der Grundideen der Konferenz am 6. Dezember – könnten zu ei-
ner neuen Entwicklungschance für Elbe-Elster werden, wenn sich Wirtschaft 
und Gesellschaft auf deren Bedürfnisse einstellen und wenn die Kompeten-
zen älterer Menschen stärker nachgefragt werden.

Dieser Prozess ist so komplex, dass er nicht allein über das Medium des 
Marktes voran gebracht werden kann. Er braucht die Verbindung von Markt, 
Gesellschaft und drittem Sektor, die Kommunikation von Anbietern und 
Zielgruppen. Er muss vor allem von der Orientierung getragen sein, dass es 
um eine neue Qualität des Alterns geht, um aktives, soziales und gesundes 
Altern im Sinne einer Leitidee regionaler Entwicklung. Bei der Realisierung 
einer solchen Leitidee können ältere Menschen nicht nur als „Zielgruppe“ 
angesehen werden, sondern vor allem als aktive Teilhaber: Seniorinnen 
und Senioren als Gästeführer für ältere Menschen, als Organisatoren von 
Selbsthilfegruppen, als Mentoren für Existenzgründer, als Veranstalter von 
Fitness-Programmen, als Initiatoren neuer Beschäftigung, als Träger eines 
gesunden und aktiven Lebensstils, als kulturinteressierte Gemeinschaften, 
als Impulsgeber für regionale Entwicklungsprojekte und als Partner der Ju-
gend.

Der Autor Prof. Dr. Frank Berg ist Mitarbeiter des Brandenburg-Berliner Instituts für 
Sozialwissenschaftliche Studien und Projektkoordinator der AREE.
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Das Seniorenamt der  
Stadt Nürnberg
Erfahrungsbericht

Friedrich Strauch

I. 	 Vorbemerkung

Das Seniorenamt ist Teil einer Antwort auf den demografischen Wandel in 
Nürnberg. Deutschland schrumpft und altert. Es gibt aber beim Bevölke-
rungsrückgang und bei der Altersstruktur regional sehr große Unterschiede. 
Nürnberg steht nach Wirtschaftskraft und demografischer Stabilität relativ 
zufriedenstellend da. Nürnberg ist keine „Katastrophenregion“, die einen 
durch Abwanderung verursachten Rückbau organisieren muss. 

Demografieorientierung der Politik in der Kommune bedeutet in Nürn-
berg, sich den Notwendigkeiten einer Stadtgesellschaft zu stellen, die durch 
zwei Veränderungen gekennzeichnet ist,

durch eine absolute und anteilmäßige Zunahme der Senioren und dabei tt

insbesondere der über 75jährigen und der Notwendigkeit der adäquaten 
Versorgung.
durch einen steigenden Anteil an Bürgern und vor allem jüngeren Bür-tt

gern mit Migrationshintergrund und der Notwendigkeit der Integration.

II. 	 Die demografische Entwicklung im Überblick

Nürnberg wächst und hat 2005 mit rd. 4.400 Neubürgern die Schwelle zur 
Halbmillionenstadt um rd. 300 Personen und damit nur knapp verfehlt. Ur-
sache war im letzten Jahr sowohl der seit 1999 unverändert hohe Überschuss 
der Wanderungsgewinne gegenüber den Verlusten aus Geburtenrückgang 
und Sterbefällen, als auch die Folgen der Einführung der Zweitwohnungs-
steuer (2/3 der Nürnberger Zuzüge 2005 ist dadurch zu erklären). Die Um-
landabwanderung scheint gestoppt. Die Geburtenzahl ist weiter rückläufig. 
Die Sterbefälle sind gestiegen. 

Die „Basis“ ist vergleichsweise stabil: Die Zahl der unter 15jährigen sinkt 
bis 2020 um 2.200 Personen. Die Zahl der 15-60jährigen steigt um 2.800 
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Personen an. Insgesamt wird die Bevölkerungszahl bis 2020 um 2,7% stei-
gen – das sind 13.600 Personen, wobei die Steigerung der Zahl der Auslän-
der mit 7,6% wesentlich höher ist als das Anwachsen der Zahl der Deut-
schen mit 1,7%. 

In Nürnberg wohnen rd. 132.000 Personen mit Migrationshintergrund 
– das sind 26,4% oder mehr als jeder vierte Nürnberger. Davon sind rd. 
89.000 „Ausländer“ und ca. 43.000 Spätaussiedler mit deutscher Staatsan-
gehörigkeit. Während mit 51,5% nur etwas mehr als die Hälfte der deutschen 
Bevölkerung 45 Jahre und jünger ist, sind es bei den Ausländern mit 68,6% 
mehr als zwei Drittel. Die Altersgruppe zwischen 45 und 60 ist mit 19-20% 
relativ gleich besetzt. Während nur 11,6% der Ausländer 60 Jahre und älter 
sind, sind es bei den Deutschen fast 29,3%. Die Ausländer werden bis 2020 
um 6800 Personen (=7,6%) zunehmen, dies ist mit 6200 Personen fast aus-
schließlich auf das Anwachsen der über 60jährigen zurückzuführen.

Schon heute ist jeder vierte Einwohner über 60 Jahre, jeder fünfte Ein-
wohner über 65 Jahre und fast jeder zehnte Einwohner über 75 Jahre alt. Die 
Zahl der über 65jährigen wird bis 2020 um rd. 10.000 Personen (=5%) stei-
gen. Diese Zunahme ist im Wesentlichen auf die Zunahme der Hochaltrigen 
zurückzuführen. So nehmen die über 75jährigen um 19% (=8500 Personen) 
und die über 85jährigen um fast 50% (=4600 Personen) zu.

III. 	 Lokale Folgen der demografischen Entwicklung und  
Handlungsfelder

Auf bundespolitischer Ebene wird die demografische Entwicklung die Berei-
che Arbeit, Wirtschaft, Gesundheit und Soziale Sicherungssysteme betref-
fen. Die Einschätzung der lokalen Folgen der demografischen Entwicklung 
und der lokalen Einfluss- und Handlungsmöglichkeiten hängen ab von der 
Einschätzung der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Entwicklung der 
Metropolregion und des Großraumes. Folgende vier Tendenzen und Hand-
lungsfelder erscheinen realistisch und induzieren kommunalen Handlungs-
bedarf:

Bildung, Ausbildung undtt  Arbeitsmarkt: Das Arbeitskräfteangebot wird 
zurückgehen. Zugleich wird aber auch die Nachfrage nach Arbeitskräf-
ten – und hier vor allem nach gering qualifizierten Arbeitskräften – zu-
rückgehen. Wenn es nicht gelingt, Bildungs- und Ausbildungschancen 
unabhängig von der sozialen Herkunft zu garantieren, wird die durch-
schnittliche berufliche Qualifikation der Kinder aus sozial benachteilig-
ten Familien – darunter auch Familien mit Migrationshintergrund – wei-
terhin sinken. Dies ist fatal, weil heute schon ein großer Teil der Kinder 
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aus sozial benachteiligten Familien stammt, die besonders kinderreich 
sind.
Stadtentwicklung, soziale Segregationtt : Die durch die Globalisierung der 
Wirtschaft und die Probleme der Finanzierung der sozialen Sicherungs-
systeme wachsende Kluft zwischen Besser- und Schlechterverdienenden 
wird sich in den Kommunen auch kleinräumig niederschlagen. Die Si-
tuation in den sozialen Brennpunkten wird sich verschärfen und es wer-
den durch Abdriften derzeit noch stabiler Quartiere neue Brennpunkte 
entstehen.
Nachfragerverhalten:tt  Mit der Alterung der Bevölkerung wird die Nach-
frage nach zielgruppenspezifischen und altersgerechten Produkten und 
Dienstleistungen (Technologie im Haushalt, Wohnen, Verkehr, Ernäh-
rung, Gesundheit) steigen. Senioren sind – im Unterschied zu früher – 
ökonomisch in der Lage und auch willens, ihre vorhandene starke Kauf-
kraft in solche Angebote zu lenken. 
Infrastruktur für Senioren:tt  Wenn die Zunahme der Senioren und da-
bei der Hochaltrigen, die damit verbundene Zunahme gerontopsychia-
trischer Veränderungen, sowie das gleichzeitige Wegbrechen der fami-
liären und nachbarschaftlichen Unterstützungsnetze nicht zur rapiden 
Zunahme von vollstationären Versorgungsformen führen soll, muss 
durch alle verantwortlichen städtischen und nichtstädtischen Akteure ein 
möglichst langes Verbleiben in der eigenen Häuslichkeit durch Ausbau 
präventiver offener und vorstationärer therapeutischer Angebote ermög-
licht werden. 

IV. 	 Kommunale Seniorenpolitik – Ausgangspunkt

Kommunale Seniorenpolitik leitet sich aus fünf Zahlen ab:
Nürnberg hat zwar keine schrumpfende, aber eine alternde Stadtgesell-tt

schaft. Schon heute ist jeder fünfte Nürnberger 65 Jahre und älter. Jeder 
vierte 60 Jahre und älter. Fast jeder zehnte ist 75 Jahre und älter.
Bis 2050 wird diese Zahl von 90.000 auf 104.000 steigen. Diese Steige-tt

rung wird im Wesentlichen durch das Anwachsen der über 75jährigen 
um 11.000 Personen – das sind 26,5% – verursacht. 
Derzeit wohnt mit 94,7% der weit überwiegende Teil der über 60-Jähri-tt

gen in der eigenen Wohnung. 45% der Seniorenhaushalte sind Einper-
sonen- und weitere 41% Zweipersonenhaushalte. Lediglich 5% der über 
60jährigen wohnen im Heim, bei den über 80jährigen sind es mit 21,5% 
über ein Fünftel.
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Zahlreiche Umfragen haben dieses keineswegs überraschende Ergebnis tt

immer wieder bestätigt. Interessant ist, dass die Akzeptanz eines Aufent-
halts im Heim mit zunehmendem Alter der Befragten rapide sinkt.
Ein Monat vermiedene vollstationäre Pflege in Pflegestufe II spart den tt

Pflegekassen (und auch dem Sozialhilfeträger) Geld in einer Größenord-
nung von 358 € (bei Bezug von Sachleistung) bis 869 € (bei Bezug von 
Geldleistung). Ohne Pflegestufe sind es 1279 €. 

Daraus folgt:
eine lange Altersphase von 20 – 30 Jahren, die überwiegend bei guter tt

psychischer und physischer Gesundheit und in der eigenen Häuslichkeit 
erlebt wird. Der „geriatrische“ Patient beginnt erst mit über 75 Jahren. 
Dabei besteht die Gefahr, dass durch Kumulation von alterstypischen 
Risikofaktoren ohne Gegenmaßnahmen Wissen und Fähigkeiten erst 
brach liegen und dann verkümmern. Isolation und Desintegration be-
schleunigt außerdem Krankheit, Hilfs- und Pflegebedürftigkeit.
durch die Zunahme der Hochaltrigen eine verstärkte Multimorbidität (be-tt

sonders auch durch gerontopsychiatrische Veränderungen) und erhöhte 
Hilfs- und Pflegebedürftigkeit. Dies und die Abnahme der Stabilität fa-
miliärer Netze werden ohne Gegenmaßnahmen zu einem Ansteigen des 
Bedarfs an vollstationärer Versorgung führen. 
von besonderer Bedeutung sind aus diesem Grund nicht nur intervenie-tt

rende Maßnahmen bei Hilfs- und Pflegebedürftigkeit, sondern Maßnah-
men und Angebote der präventiven, offenen Seniorenarbeit.

V. 	 Kommunale Seniorenpolitik – Konsequenzen

V. 1.	 Inhaltliche Konsequenzen: Ziele und Felder kommunaler  
Seniorenpolitik 

Da beides nicht dem Wunsch der Senioren entspricht und auch volkswirt-
schaftlich unvernünftig ist, gibt es zwei zentrale Ziele kommunaler Senio-
renpolitik: 

(1.)	Kommunale Seniorenpolitik muss es älter werdenden Menschen ermög-
lichen, lange und bei guter psychischer und körperlicher Gesundheit zu 
Hause zu leben und dabei am gesellschaftlichen Leben teilzuhaben. Sie 
muss zur Prävention von „Risikolagen“ beitragen, indem Handlungsfel-
der eröffnet werden, die soziale Integration unterstützen, Kompetenzen 
erhalten und Partizipation ermöglichen.
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(2.)	Kommunale Seniorenpolitik muss für diejenigen, die nicht alleine zu-
recht kommen, ein ausreichendes, abgestuftes Netz helfender Infra-
struktur bereit stellen – von der Beratung über die Förderung und Unter-
stützung von Selbsthilfeaktivitäten bis hin zur adäquaten pflegerischen 
Versorgung – und dafür Sorge tragen, dass diese Angebote dem Einzel-
nen leicht zugänglich sind. 

Das bedeutet im Einzelnen: 
präventive Gesundheits-, Bildungs- und soziale Kontaktangebote für älte-tt

re Menschen zu verstärken und die Zugänglichkeit durch stadtteilbezo-
gene Organisation zu verbessern.
die eigene Häuslichkeit aufrechtzuerhalten reicht von alterstauglichen tt

Wohnungen über Sicherstellung von Versorgungsarrangements bis zu 
Hausgemeinschaften.
die Versorgungs- und Pflegeinfrastruktur zu erhalten und sie schrittwei-tt

se an die demografischen Erfordernisse anzupassen (Migration),
Markttransparenz zu fördern und Information und Zugänglichkeit der tt

Infrastruktur an den Möglichkeiten und Fähigkeiten der Betroffenen 
auszurichten.

Wie? Der kommunale Beitrag besteht:
im Anstoßen und in der Unterstützung von Initiativen und Projekten,tt

in eigenen (traditionellen und innovativen) Angeboten,tt

in der Ermöglichung von Partizipation der Senioren an Entscheidun-tt

gen,
in neutraler Information und Beratung,tt

in finanzieller Förderung von Angeboten anderer Träger,tt

in der Beobachtung der Entwicklungen und Aufbereitung der Konse-tt

quenzen 
für die Entscheidungsträger,tt

in der Vertretung von Senioreninteressen gegenüber den Entscheidungs-tt

trägern auf kommunaler, Landes- und Bundesebene.

V. 2.	 Konsequenzen für die Organisation kommunaler Seniorenpolitik

Aufgrund der Zunahme der Senioren, der Bandbreite der Lebenssituationen 
und des Zieles der Förderung der Teilhabe am gesellschaftlichen – d.h. am 
wirtschaftlichen, politischen, kulturellen und sozialen – Leben ist auch Poli-
tik für die Zielgruppe der Senioren eine Querschnittaufgabe. 

Alle Entscheidungsträger, die in einer Kommune Verantwortung tragen, 
d.h. von der Stadtentwicklungs- und Wohnungs- über die Verkehrs- und 
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Wirtschafts- bis zur Bildungs- und Kulturpolitik müssen die besonderen Be-
dürfnisse älterer Menschen stärker als bisher berücksichtigen. 

Da dies offensichtlich nicht von selbst geht, weil diese Bedürfnisse zu 
wenig bekannt sind oder der Zugang zu „den Senioren“ ohne Know-How 
(gerontologische Fachkompetenz) nicht gelingt, muss Seniorenpolitik als 
Fachaufgabe für die Senioren die Umsetzung voran bringen. Fachaufgaben 
sind also mehr als die gesetzlich zugewiesenen Aufgaben. 

V. 3.	 Seniorenamt und Stadtseniorenrat 

Eine ganzheitliche Sicht von Seniorenpolitik legt die Bündelung aller ein-
schlägigen fachpolitischen kommunalen Aktivitäten und Angebote in einer 
eigenständigen Organisationseinheit „unter einem Dach“ nahe. In Nürnberg 
wurden 1993 mit dem Seniorenamt die Weichen in die richtige Richtung ge-
stellt: 1994 wurde mit der Satzung des Stadtseniorenrates die Grundlage für 
eine funktionsfähige Seniorenvertretung geschaffen und 1999 wurde nach 
Abtrennung des Nürnberg-Stifts als Einrichtungsbetrieb das Seniorenamt 
als eigenständige Dienststelle beibehalten. 

Nach unserer Erfahrung ist es wichtig, 
dass es in der Kommune eine seniorenpolitische Organisationseinheit tt

gibt, die sich für die Querschnitt- und Fachaufgabe Seniorenpolitik zu-
ständig fühlt.
dass sich die Ganzheitlichkeit von Seniorenpolitik in der Zusammenfas-tt

sung von möglichst vielen einschlägigen kommunalen Angeboten und 
Maßnahmen wiederspiegelt.
dass vor allem die präventive offene Seniorenarbeit als wesentliches tt

Standbein geachtet wird.
dass sich die Kommune zwar eher als Initiator, Unterstützer, Förderer tt

und Moderator versteht, sich aber trotzdem nicht von allen operativen 
Aufgaben zurückzieht, sondern noch Versuchsfelder bewahrt.

Der Autor Friedrich Strauch ist Leiter des Seniorenamtes der Stadtverwaltung 
Nürnberg.
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Demografischer Wandel und die 
Bereiche Ver- und Entsorgung
Christoph Reichard

1. Das Thema „Demografischer Wandel“ ist keineswegs neu – die Trends 
sind seit mindestens 20 Jahren absehbar. Es ist schwer zu verstehen, wieso 
das Thema über lange Jahre ignoriert worden ist und erst jetzt (wieder ein-
mal) im politischen Diskurs eine gewisse Rolle spielt.

2. Die demografische Entwicklung hat auf der kommunalen Ebene zwei un-
terschiedliche Effekte: Zum einen bewirkt der erwartete Bevölkerungsrück-
gang einen Nachfragerückgang bei kommunalen Dienstleistungen. Zum an-
deren führt die mit dem demografischen Wandel verbundene Änderung der 
Bevölkerungsstruktur (weniger Kinder/Jugendliche, dafür mehr Ältere) zu 
einer Verschiebung der Nachfrage nach kommunalen Dienstleistungen: be-
stimmte altersgruppenbezogene Dienste werden weniger nachgefragt (z.B. 
im Kinder- und Jugendbereich), andere dafür umso mehr (z.B. Seniorenbe-
treuung, Pflege, bestimmte Gesundheitsdienste). Der letztgenannte Effekt 
dürfte jedoch für den Bereich kommunale Ver- und Entsorgung weniger re-
levant sein.

3. Die demografisch bedingte Schrumpfung von Bevölkerung führt zum Ver
brauchsrückgang bei wichtigen kommunalen Ver-/Entsorgungsleistungen. 
Beispielsweise wird sich der ohnehin seit 1990 vor allem in den neuen Län-
dern beobachtbare Trend der sinkenden Nachfrage nach Trinkwasser sowie 
nach gewerblichem Wasser weiter verstärken. Dies führt zur Unterauslas-
tung der Netze und kann unangenehme Nebenwirkungen haben (z.B. Ver-
keimung). Auch der Abwassersektor wird davon tangiert: Der Abwasserrück-
gang kann zu Ablagerungen, Korrosion, Geruchsbelästigungen usw. führen 
und erfordert vielfach die Zuführung von Spülwasser. Analoge Entwicklun-
gen sind im Energiesektor, bei der Fernwärme sowie in der Abfallwirtschaft 
zu erwarten. Auslastungsprobleme stellen sich schließlich auch im ÖPNV, 
vor allem beim schienengebundenen Verkehr. Hier dürfte der erwartete 
Rückgang der Schülerzahlen einen besonders empfindlichen Effekt haben. 
Mangelnde Kapazitätsnutzung kann hier ggf. zur Stillegung von Verkehrsli-
nien führen. Abgesehen vom direkten Nachfragerückgang seitens der (weni-
ger vorhandenen) Bürger sind auch indirekte Effekte zu erwarten: Weniger 
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Bürger haben einen Rückgang der lokalen Wirtschaft (Einzelhandel, Dienst-
leistungen usw.) zur Folge – und damit kommt es zu einem zusätzlichen 
Nachfragerückgang nach kommunalen Dienstleistungen seitens dieser Un-
ternehmen (z.B. Energie, Abfall).

4. Die beschriebene Unterauslastung vorhandener Kapazitäten hat erhebli-
che Kostensteigerungen zur Folge, weil sich die weiterhin vorhandenen Fix-
kosten des Netzes auf eine kleinere Zahl von Nutzern resp. von Leistungsein-
heiten verteilen (Fixkostenprogressionseffekt). Da kommunale Betriebe ihre 
Gebühren nach dem Kostendeckungsprinzip kalkulieren, führen höhere 
Kosten automatisch zu höheren Gebührenlasten für die Bürger bzw. Nutzer. 
Dies wirkt kritisch sowohl auf Wohnungsmieter und -eigentümer wie auf 
Gewerbebetriebe. Die Unterauslastung zwingt in vielen Fällen mittelfristig 
zum Rückbau von Infrastrukturkapazität, z.B. zur Stillegung von Ver- oder 
Entsorgungsnetzen (z.B. Abwassernetze im ländlichen Raum oder in rück-
zubauenden Wohngebieten). Auch dies hat entsprechende Kosteneffekte. 
Da im Bereich Ver-/Entsorgung oft sehr langlebige und teure Investitionen 
vorgehalten werden müssen (z.B. Schienen- und Leitungsnetze), sind rasche 
Umbauten ökonomisch kaum machbar (Verluste aufgrund von Sonderab-
schreibungen). Die erhöhten Gebührenlasten wirken sich im Übrigen im 
Standortwettbewerb als Nachteile gegenüber Regionen aus, bei denen derar-
tige demografische Effekte nicht auftreten.

5. Die Schrumpfung eines Gemeinwesens und seiner Infrastruktur hat zwar 
sicher auch positive Effekte, z.B. die Entlastung von Ballungsräumen, etwa 
in ökologischer Hinsicht. Bei einer Abwägung dürfte sich jedoch zeigen, 
dass die negativen Aspekte der Schrumpfung in der Regel überwiegen (s.o.). 
Die Schrumpfungseffekte dürften im dünnbesiedelten ländlichen Raum 
– wie schon seit einiger Zeit beobachtbar – besonders eklatant sein. Hier 
kommt es in einigen Regionen zum Rückzug bestimmter kommunaler In-
frastrukturanbieter aus der Fläche (Straßen, ÖPNV, Abfall, Gesundheitsver-
sorgung usw.). Insofern ist Schrumpfung für die kommunalen Akteure eine 
neue Herausforderung, auf die man nach Jahrzehnten des Wachstums nicht 
eingerichtet ist. Insbesondere für die Kommunalpolitiker dürfte Schrump-
fung gegenüber ihrer Wählerschaft schwer zu „verkaufen“ sein. Das Bild des 
„Schrumpfungspolitikers“ dürfte im Wahlkampf weniger attraktiv sein als 
das des „Wachstumspolitikers“, der ständig neue Einrichtungen eröffnet. 
Hier liegen erhebliche Aufgaben für „politisches Marketing“!

6. Die derzeit schon erkennbaren und für die Zukunft prognostizierten de-
mografischen Trends sind unumkehrbar, allenfalls in sehr kleinem Maße 
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korrigierbar. Die Politik muß zügig und umfassend mit geeigneten Anpas-
sungsmaßnahmen darauf reagieren. Als Maßnahmen im Bereich Ver-/Ent-
sorgung kommen u.a. in Betracht:

planvoller Flächen- und Gebäuderückbau (z.B. Wohnsiedlungen) tt

und zugehörige Teilstillegung von Netzen
vor allem im dünnbesiedelten, schrumpfenden ländlichen Raum tt

wird man um die Aufgabe besonders ungeeigneter (disperser) Stand-
orte nicht herumkommen
in vielen Versorgungsgebieten wird zukünftig Bestandserhaltung vor tt

Neubau kommen müssen, etwa im Straßen- und Schienensektor
bei Neubauten möglichst flexible Nutzungskonzepte, um fit für späte-tt

re Umnutzungen zu sein (eher Universalbauten als Einzweckbauten)
mehr dezentrale Systeme (z.B. bei Abwasser, Strom [Blockkraftwer-tt

ke], Wärme, Abfall), um hohe Fixkosten zentralisierter Systeme zu 
vermeiden und um in der Zukunft flexibler zu sein
frühzeitiges Eingehen auf zu erwartenden Nachfragewandel (z.B. tt

Umstellung auf seniorengerechtes Wohnen; frühzeitige Profilie-
rung bei bestimmten Dienstleistungen – etwa als „seniorengerechtes 
Wohnquartier“)
aktive Einflußnahme auf Abwanderungstendenzen: frühzeitige Ge-tt

genstrategien zur Attraktivitätssteigerung, auch durch kommunale 
Wirtschaftspolitik zwecks Standortsicherung
dort wo – etwa im ländlichen Raum – lokale Märkte infolge des Nach-tt

fragerückganges nicht mehr funktionieren, ist die Kommune mit 
ihren Betrieben gefordert. Hier sind neuartige integrierte Lösungen 
von öffentlich-privaten Service-Centern denkbar, in denen verschie-
denartige Dienste unter einem Dach angeboten werden. Hierbei 
kann E-Government eine wertvolle Unterstützungsfunktion haben.
verstärkte interkommunale Kooperation, um Synergien eines grö-tt

ßeren Einzugsbereiches nutzen zu können (Leistungserbringung 
durch ein kommunales Unternehmen für mehrere Gemeinden, ggf. 
auch PPP-Lösungen)
Vermeidung teurer Parallel-Investitionen und Subventionen: etwa tt

von Straßenausbau bei gleichzeitiger Förderung von ÖPNV – statt-
dessen Umsteuerung auf einen Leistungsmodus, sinnvollerweise 
auf den ÖPNV.

7. Die Kommunen und ihre Ver-/Entsorgungsbetriebe benötigen für den fäl-
ligen Strategiewechsel auch ein angemessenes, tragfähiges Leitbild. Denk-
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bar wäre eine Vision der „Lean City“1: Dabei sollte zunächst Schrumpfung 
als „natürliche Phase“ akzeptiert werden und es wären Vorkehrungen für 
ein wirksames Schrumpfungsmanagement zu treffen. Die Erarbeitung der 
jeweils geeigneten Schrumpfungsstrategie sowie der vorgesehenen Gegen-
strategien sollte unter intensiver Beteiligung der Bürger und der regionalen 
Wirtschaft erfolgen. 

Der Autor Prof. em. Dr. Christoph Reichard war Inhaber des Lehrstuhls für Public 
Management an der Universität Potsdam und ist Mitglied des Vorstandes des 
Kommunalwissenschaftlichen Instituts der Universität Potsdam.

1	�����������������������������������������������������������������������������������������������  Vgl. Lang Thilo/Tenz, Eric: Von der schrumpfenden Stadt zur Lean City. Prozesse und Auswirkun-
gen der Stadtschrumpfung in Ostdeutschland und deren Bewältigung, Dortmund 2003.
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Schrumpfende Stadt Wittenberge 
Klaus Petry

I.	 Demografische Situation

Die ehemalige Industriestadt Wittenberge gehört zu den Städten im äuße-
ren Entwicklungsraum des Landes Brandenburg, die am stärksten von der 
Deindustrialisierung der frühen 90er Jahre betroffen waren. Rund 90% der 
Industrie wurde bis 1993 abgewickelt und dabei sind etwa 8.800 Arbeitsplät-
ze verloren gegangen. Die Arbeitslosenquote lag kurz nach 2000 bei 20%. 
In der Folge verließen gut 8.000 Menschen die Stadt. Ab 2005 konnte der 
Zuzug und Wegzug das erste Mal ausgeglichen werden. Zu dieser Zeit stan-
den etwa 3.200 Wohnungen leer, was im Durchschnitt 22% des Wohnungs-
bestandes entsprach. Der Schwerpunkt lag dabei im Gegensatz zu vielen an-
deren ostdeutschen Städten im Innen- und Altstadtbereich und nicht in den 
teilweise bereits sanierten Neubaugebieten. Diesem sowie dem auf der Basis 
des für 2015 prognostizierten Bevölkerungsrückgangs auf 17.950 Einwoh-
ner zu erwartenden Leerstand ist mittel- und langfristig nur durch Maßnah-
men auf der Grundlage eines allseitig abgestimmten Stadtumbaukonzeptes 
zu begegnen. Unter Förderung durch das MSWV wurde ein kommunales 
Handlungsprogramm als gesamtstädtisches Konzept unter Integration einer 
Sozialstudie sowie Erstellung von drei Stadtteilkonzepten, flankiert durch 
ein wohnungspolitisches und wohnungswirtschaftliches Konzept durch die 
Stadt Wittenberge, erarbeitet und soll den oben gezeigten Rahmen ausfüllen. 
Es dient u.a. dazu, die Größenordnung der Rückbauaufgabe zu ermitteln und 
räumlich zu konkretisieren. Die Erarbeitung erfolgt in enger Zusammenar-
beit mit der eigens dafür gegründeten „Arbeitsgemeinschaft zum Zwecke 
der Erarbeitung eines wohnungspolitischen und wohnungswirtschaftlichen 
Konzeptes für die Stadt Wittenberge“, bestehend aus WGE, WGW, HGW 
und der Stadt Wittenberge. 

Dem Leerstand von 3.032 WE begegnend, sollen in der Stadt Witten-
berge 2.400 Wohnungen vom Markt genommen werden. Das entspricht 
einer Wohnfläche von 144.000 m² und bedingt einen Finanzaufwand von 
8,64 Mio. €. Allein die WGW wird 1.100 WE bis 2008 mit einem Finanz-
aufwand von 3,96 Mio. € rückbauen. Begonnen wurde bereits 2002 mit 70 
WE, was einem finanziellen Aufwand von 216 T € entspricht. Gleichzeitig 
galt es, für Wittenberge eine neue Identität zu suchen. Der ehemalige Status 
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als Industriestadt existierte nicht mehr. Eine Reihe von Untersuchungen be-
schäftigte sich mit möglichen Entwicklungsoptionen:

1990 Kaufkraftuntersuchung tt

1992 Einzelhandelsgutachten (WIR) tt

1993 Gutachten Industrie- und Gewerbeentwicklung tt

1995 Einzelhandelsgutachten tt

Auf dieser Grundlage war ein neues Leitbild zu entwickeln. Es begann ein Dis-
kussionsprozess 1999 bis 2000 mit dem „Stadtmarketing-Projekt“ und setz-
te sich fort 2000 bis 2001 mit dem „Kommunalen Handlungsprogramm“. 
Das entwickelte Leitbild für „Wittenberge 2010“ wollte vermitteln zwischen 
Befürwortern und Kritikern einer allmählich schrumpfenden Stadt. Die The-
matik Leerstandsbeseitigung und Stadtumbau ist insofern ein Aufgabenfeld, 
an dem seit mehreren Jahren in ständigem Dialog gearbeitet wird. 

Seit etwa 1999 existiert der Begriff „Stadtumbau“ förmlich. Seit etwa 1994 
arbeitete Wittenberge bereits nach diesem Prinzip, so dass seit etwa 1996 der 
Negativentwicklung bewusst begegnet wurde. Durch diesen Vorlauf gut vor-
bereitet, wurde Wittenberge Pilotstadt im Land Brandenburg und Preisträger 
im Bundeswettbewerb. Somit war die Voraussetzung für einen planmäßigen 
Rückbau überschüssigen Wohnraumes – ein zentrales Thema im Stadtumbau 
– gegeben. Bis zum 30.04.2006 wurden 957 WE rückgebaut. Bis 2010 sollen 
es 2.000 WE und bis 2015 2.400 WE sein. Das entspricht einem kommerziel-
len Aufwand von 8,640 Mio. €. Mittelfristig (ca. 10 Jahre) liegt das Rückbauziel 
im innerstädtischen Bereich bei 1.023 WE und langfristig (10 bis 15 Jahre) in 
den Plattenbaugebieten bei 1.377 WE. Durch die neue Regelung, dass lediglich 
AHG-berechtigte Objekte gefördert werden (Stadtumbau Ost, Teilprogramm 
Rückbau) kann eine Umsetzung der im STUK beschlossenen Ziele nicht er-
reicht werden. Die Hauptlast der Rückbauaufgabe sollen die beiden großen 
Wohnungsunternehmen der Stadt – WGW und WGE – tragen. Der Anteil der 
sonstigen privaten Eigentümer wird bei 10-15 v.H. des gesamten Rückbauvo-
lumens angenommen. Die Belastung zwischen den beiden großen Unterneh-
men soll gleichmäßig verteilt sein. Der größere Rückbauanteil (ca. 1.400 WE) 
liegt in den nördlichen Stadtgebieten und ist überwiegend durch Plattenbau-
ten gekennzeichnet. Positiv zu werten ist der komplette Rückbau des peripher 
gelegenen Neubaugebietes „Wittenberge Nord“ (358 WE). Der kleinere Anteil 
(ca. 1.000 WE) konzentriert sich auf den Kernstadtbereich, in dem gleichzeitig 
verstärkte Erhaltungs- und Sanierungsmaßnahmen – hier liegen die drei Sa-
nierungsgebiete der Stadt – vorzufinden sind. Die Stärkung und Entwicklung 
der so genannten Kernstadt ist erklärtes Ziel der aus WGW, WGE, Haus- und 
Grund-Eigentümerverein (vertritt auch kleinere Gesellschaften und Private) 
sowie der Stadt Wittenberge gebildeten Arbeitsgemeinschaft. 
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Stadtumbau bedeutet jedoch nicht allein Rückbau. Die Stadtumbaustrategie 
verdeutlicht auch die Chancen der Stadt Wittenberge. Dabei – und das darf 
nicht verschwiegen werden – bedurfte es bei den Akteuren des zu konzi-
pierenden Stadtumbaus durchaus eines längeren Erkenntnisprozesses. Die 
Chance zu erkennen, hängt auch vom Grad der jeweiligen Betroffenheit ab. 
Zu einer innenstadtbezogenen Stadtumbaustrategie, wie sie auch im Bun-
deswettbewerb Stadtumbau Ost festgeschrieben ist, zählen 

Qualifizierung innerer und äußerer Wohnstandorte tt durch eine Auf-
lockerung der Dichten innerstädtischer Bebauung und durch die 
Stabilisierung der erforderlichen Infrastruktur bei gleichzeitigem Er-
halt städtebaulicher Grundrisse von Quartieren (z.B. Modellprojekt 
Rathausstraße). 
Konzentration des Wohnungsrückbaus tt auf Standorte und Maßnah-
men, die die Wohnqualität des umgebenden Gebäudebestandes 
verbessern bzw. Raum für den Neubau von Eigenheimen schaffen 
könnten. 
Aufwertung der Wohnqualität tt durch umfassende Erneuerung der-
zeit leer stehender, aber erhaltungswürdiger Gebäude sowie durch 
geeignete Umfeldverbesserungen und Erschließungsmaßnahmen. 

Mit einem Anteil von Altbauwohnungen von ca. 57% hat Wittenberge einen 
vergleichsweise hohen Altbaubestand und damit eine umfassende Erneue-
rungsaufgabe. Zu Beginn der 90er Jahre stellt sich das Problemfeld Stadter-
neuerung folgendermaßen dar: 

Erster und schwierigster Erneuerungsfall ist unstrittig die Altstadt (10,3 
ha, 321 erhaltene Altbauwohneinheiten, davon 65% mit dringendem Erneu-
erungsbedarf), die mit dem Bau des neuen Rathauses (1914) ihre Zentrums-
funktion verloren hatte und bereits in den 20er Jahren, ins Abseits gestellt, 
verwahrloste. Da die Altstadtgrundstücke Privatbesitz geblieben sind, kön-
nen die in einfacher Fachwerkkonstruktion auf schlechtem Baugrund er-
richteten Gebäude nicht ausreichend instand gehalten werden und verfal-
len soweit, dass Anfang 1990 bereits ca. 40% der Grundstücke vollständig 
beräumt sind. Die Altstadt ist also – von ihrem faszinierenden Grundriss ab-
gesehen – vor allem durch Baulücken geprägt. Der DDR-Wohnungsbau hat 
bereits in den 80er Jahren damit begonnen, einzelne Lücken mit einfachen 
Reihenhausformen zu füllen, die aber in ihrer Mehrzahl wie Fremdkörper in 
der noch erhaltenen Altstadtumgebung wirken. Die Altstadt wird also erstes 
Sanierungsgebiet der Stadt. Der neu eingerichtete Sanierungsträger bemüht 
sich von Anfang an darum, die hochgefährdete Altbebauung zu erhalten, 
was auch beispielhaft gelungen ist. Die entstandenen Lücken zu schließen 
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stellt sich jedoch als schwierig dar, da die einfacheren Bedingungen beim 
Bau auf der „grünen Wiese“ nach wie vor überwiegen. 

Bereits seit 1990 steht fest, dass das zweite Sanierungsgebiet das Pack-
hofviertel werden muss (18,3 ha, ca. 880 Wohnungen mit umfassenden ln-
standhaltungsmängeln). Der Leerstand im Packhofviertel ist Anfang der 90er 
Jahre noch gering, es zeichnet sich jedoch bereits ab, dass sich zunehmend 
einkommensschwache und sozial auffällige Gruppen in dem bescheidenen 
und mängelbehafteten Wohnungsbestand des Gebietes konzentrierten. Das 
Sanierungskonzept von 1993 sieht darum auch hier eine erhaltende Erneue-
rung für das gesamte Gebiet vor. 

Die folgende kritische Zuspitzung der Stadterneuerungsprobleme ist nur 
auf der Grundlage der dramatischen Bevölkerungsverluste zwischen 1990 
und dem Jahr 2000 zu verstehen, die sich abgeschwächt weiter fortsetzen. 
Bereits Ende der 90er Jahre zeichnet sich darum folgende veränderte Prob-
lemlandschaft ab: 

Die Altstadt hat zwischen 1994 und 1999 nur noch wenige Einwoh-tt

ner verloren (-10,9%) und stabilisiert sich zusehends, vor allem durch 
eine umfassende Erneuerung des öffentlichen Raumes, die die priva-
te Erneuerungstätigkeit wirksam unterstützt (deutlicher Zuwachs an 
Einwohnern seit 1999). 
Das Packhofviertel hat im gleichen Zeitabschnitt beinahe 40% tt

(38,9%) seiner Bevölkerung verloren, wodurch ein Leerstand von 
65,7% entsteht. Eine unvorstellbare Größenordnung, die das Ziel 
der erhaltenden Erneuerung des Gesamtgebietes in Frage stellt, und 
das Nachdenken über einen planmäßigen Rückbau auch in dieser 
Altbaukulisse erforderlich macht. In diesem Gebiet differenzieren 
sich die Probleme auf drei unterschiedliche Situationen. 1. Umstruk-
turierung bereits abgeschlossen (Rathausstraße/Karlstraße), 2. zwei 
Quartiere mit großflächigem Abriss (wegen ungeklärter Eigentums-
verhältnisse und fehlender finanzieller Mittel) noch nicht abgeschlos-
sen, 3. Altstadterweiterungsareal mit behutsamer Umgestaltung und 
Schaffung von Grünflächen 

Als dritter Sanierungsfall kommt das Jahnschulviertel, das ehemalige bür-
gerliche Wohngebiet, auch Gründerzeitgebiet genannt, dazu. Über 2.000 
Einwohner hatten zwischen 1994 und 1999 das Gebiet verlassen, in Prozen-
ten ausgedrückt 38,3%. Man legt das Jahnschulviertel als drittes Sanierungs-
gebiet fest, im vereinfachten Verfahren (später Umstellung auf das umfas-
sende Verfahren) verbunden mit dem Programm Soziale Stadt, um auf diese 
Weise kurzfristig private Investitionen zu unterstützen und im Umfeldbe-
reich aktiv werden zu können. Derzeitig läuft eine umfassende Bestandssi-
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cherung städtebaulich wichtiger Ecken (Eckennotprogramm) im Denkmal-
bereich. Durch die im Jahre 2005 begonnene grundlegende Umgestaltung 
des Bahnhofsumfeldes erfährt dieses Sanierungsgebiet eine erhebliche Auf-
wertung. Jedem in der Stadt ist klar, dass dieser Berg von Stadterneuerungs-
problemen, drei Sanierungsgebiete mit insgesamt 3.457 Wohneinheiten und 
einem Leerstand von 1.726 Einheiten, also jeder zweiten Wohnung, nicht 
in einer kurzen Etappe, sondern nur in einem langen Prozess – mit vielen 
Abstrichen – gelöst werden kann. 

II.	 Stadterneuerung und Stadtumbau 

Spätestens Ende der 90er Jahre wird klar, dass die Stadt in der zukünftigen 
Stadterneuerung Prioritäten setzen muss und dass der Altbaubestand nicht 
in vollem Umfang zu erhalten sein wird, denn – und das ist die Kehrseite der 
Leerstandsentwicklung – in beiden Plattenbaugebieten liegt der Leerstand 
auch im Jahr 2000 erst bei 4% am Külzberg (Schwerpunktgebiet der Genos-
senschaft) bzw. bei etwa 12% im Allende-Viertel (eine jüngere Plattenbausied-
lung, in der Genossenschaft und städtische Wohnungsbaugesellschaft über 
gleiche Anteile am Wohnungsbestand verfügen). Die städtebauliche Chance 
schrumpfender Städte besteht auch unter Berücksichtigung des damit ein-
hergehenden Wertverlustes in einer wesentlichen Verbesserung der Wohn-
qualität und in einer entsprechenden Freiraumgestaltung für die Bürger der 
Stadt. Schrumpfende Städte können durchaus eine städtebauliche Chance 
sein. Es müssen aber die inneren und äußeren Rahmenbedingungen stim-
men. Das heißt, die Finanzausstattung muss langfristig gesichert sein. 

III.	 Bewertung der Stadt- und Wirtschaftsentwicklung 

Die Stadt Wittenberge ist regionales Entwicklungszentrum im äußeren Ver-
flechtungsraum Brandenburgs. Trotz vielfältiger Bemühungen konnte je-
doch der angestrebte wirtschaftliche Durchbruch durch die Ansiedlung von 
Großindustrie auf der Basis des Rohstoffes Holz nicht erreicht werden. Für 
die Ansiedlung von kleinen und mittleren Betrieben stehen im erschlossenen 
Gewerbegebiet Nord und dem Industriegebiet Süd für den mittelfristigen 
Zeitraum jedoch ausreichend parzellierte und preisgünstige Grundstücke in 
der untersten Größenordnung zur Verfügung. Mit der jetzigen Entwicklung 
auch in diesem Bereich kann die Stadt Wittenberge nicht zufrieden sein. 

Anders stellt sich die Situation in der Stadtentwicklung von Bildung, Tech-
nologie, Tourismus, Kultur, Freizeit und Regionalverkehr dar. Der Umbau 
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des Wittenberger Kulturhauses mit einer Platzkapazität von 650 Sitzplätzen 
steht an vorderster Stelle im Kulturangebot im Land Brandenburg. Darüber 
hinaus konnte durch den Neubau eines multifunktionalen Freizeitzentrums 
auf Privatbasis, der Rekonstruktion des Ernst-Thälmann-Stadions und den 
Umbau der Wittenberger Schwimmhalle zum Spaßbad ein hervorragendes 
Angebot für Freizeit und Sport ermöglicht werden. 

Für ein gutes Tourismusangebot sorgen der Neubau eines Sportbootha-
fens und eine sehr gute Bettenkapazität bei Beherbergungsstätten mit 137 
Bettenplätzen. Hierzu trägt auch maßgeblich der einstündige Haltepunkt im 
Regionalverkehr von Hamburg nach Berlin sowie der IC-Halt in Wittenberge 
bei. Eine neue Chance bietet die Befreiung des Bahnhofes aus der Insellage 
für städtebauliche Angebote, die derzeitig durch Gestaltung des Bahnhofs-
vorfeldes umgesetzt werden. 

Weitere Entwicklungen, auch wiederum in wirtschaftlicher und kul-
tureller Sicht, verspricht sich die Stadt bei der Entwicklung des Projektes 
„Elblandfestspiele“ am Standort der ehemaligen Olmühle. Die Entwicklung 
in der Innenstadt mit hohem Wohnungsleerstand wurde durch das Projekt 
„ZIS“ und durch das Stadtumbaukonzept mit seinen Rückbau- und Aufwer-
tungsmaßnahmen wesentlich verbessert. 

Auch im Bereich von Bildung und Technologie besteht ein hervorragen-
des Angebot durch den Neubau des Oberstufenzentrums im ehemaligen 
Nähmaschinenwerk sowie durch das Berufsbildungszentrum. Hier stehen 
ca. 2.000-3.000 Ausbildungsplätze zur Verfügung. Zur Innovationsför-
derung ist ein Technologie- und Gewerbezentrum im Industriegebiet Süd 
völlig neu rekonstruiert worden, von dem inzwischen durch verschiedenste 
Projekte weit reichende Impulse für Stadt und Umland ausgehen. 

IV.	 Perspektive 

Am 22.11.2005 hat das Kabinett die „Regionalen Wachstumskerne“ (RWK) 
und am 10.01.2006 das 10-Punkte-Programm zum Masterplan „Starke Städ-
te – Stadtumbau“ beschlossen. Damit wird eine stärkere Verzahnung von 
Wirtschafts- und Stadtentwicklungspolitik und eine grundsätzliche landes-
politische Priorität der RWK bzw. der Stadtumbaustädte festgelegt. Gemein-
sam mit Karstädt und Perleberg ist Wittenberge RWK im Land Branden-
burg. Das Standortentwicklungskonzept wird im September 2006 dem Land 
Brandenburg übergeben. Damit sich diese prinzipielle Prioritätensetzung 
auch in konkreten fachpolitischen Entscheidungen niederschlagen kann, 
muss als Voraussetzung ein so genanntes „Integriertes Stadtentwicklungs-
konzept“ (INSEK) vorgelegt werden. Das INSEK soll insbesondere bei der 
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Spitzenförderung eine in zeitlicher und volumenmäßiger Hinsicht, beson-
ders auf die Strukturen in der jeweiligen Stadt ausgerichtete, qualifizierte 
Begründung für einen effektiven Mitteleinsatz liefern. Stärker als die RWK-
Konzepte verfolgen, bietet INSEK einen integrierten Ansatz, der neben wirt-
schaftsrelevanten Aussagen auch städtebauliche, wohnungspolitische, sozi-
ale, infrastrukturelle u.a. Aspekte umfasst (Anlage 3 zeigt erste Hinweise zu 
Arbeitsschritten und inhaltlichen Anforderungen an ein INSEK). Die Stadt 
Wittenberge beauftragte im August 2005 die BIG Städtebau mit der Erarbei-
tung eines INSEK und bildete Arbeitsgruppen unter Einbeziehung diverser 
hausinterner als auch externer Akteure. 

Der Autor Klaus Petry ist Bürgermeister der Stadt Wittenberge.
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Leben und Arbeiten mit  
Technologie und Natur
Interview mit dem Bürgermeister der Stadt Schwedt/Oder 
Jürgen Polzehl

Frage: Herr Polzehl, Wie würden Sie den demografischen Wandel in Schwedt 
beschreiben?

Antwort: Nach einer wechselvollen Geschichte der Stadt Schwedt begann 
in den 60er Jahren mit der Errichtung des Petrolchemischen Kombinates 
(PCK) die zweite Geburt der Stadt. Damit einher ging eine Explosion der 
Einwohnerzahlen von 6.000 auf 55.000 Mitte der achtziger Jahre. Zur Zeit 
ist die Einwohnerzahl rückläufig, wir rechnen bis zum Jahre 2015 mit einer 
Einwohnerzahl von 30.000, im Augenblick sind es noch 36.000. 

Wobei die rein quantitative Betrachtung über die sozialen Dimensionen 
des Wandels hinwegtäuscht: Wir haben Zuzüge in Höhe von ca. 20.000 
Menschen seit der Wende. Viele Ältere, z.B. die Eltern von hier Ansässigen, 
sind gekommen. Das ökonomische Problem dabei ist, dass die Leistungsträ-
ger, die Mobilen und Jungen, weggehen. Wenn man sich die Zahlen ansieht, 
kann man sagen, dass sich die ganze Stadt einmal umgewälzt hat. Man kom-
muniziert oft nur den negativen Saldo. 

Frage: Halten sie diesen Trend für gestoppt oder wird die Stadt auch in Zu-
kunft mit Abwanderung zu kämpfen haben und wie reagiert die Stadt auf 
diesen Prozess?

Antwort: Wir gehen ganz fest davon aus, dass Schwedt weiterhin schrumpfen 
wird. Das ist eine Grundlage der gesamten Stadtplanung und unserer kon-
zeptionellen Arbeit. Werde ich nach den Zielen der Stadtentwicklung gefragt, 
so lassen sich diese grob mit drei Schlagworten umreißen: Wir wollen wach-
sen, wir müssen schrumpfen und wir wollen erhalten. Diese Schlagworte 
lassen sich auf einzelne Entwicklungsfelder übertragen: Wachsen wollen wir 
in der Wirtschaft, wir sind nach der derzeitigen Planung regionaler Wachs-
tumskern und denken, mit unseren Projekten auch bei der entscheidenden 
Kabinettssitzung Gehör zu finden. Man muss bedenken, dass Schwedt bei 
wachsender Tendenz 1/6 der brandenburgischen Wertschöpfung erbringt. 
In den letzten Jahren konnten die Industriekerne gesichert werden. In den 
nächsten 15 Jahren müssen wir dies noch steigern. Dabei müssen wir weg 
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von der verlängerten Lohnverarbeitung hin zu einer stärkeren Wertschöp-
fung. 

Schrumpfen wollen wir in der Stadtentwicklung, d.h. Baugebiete wer-
den nur noch für Eigenheime zur Durchmischung der Stadt ausgewiesen. 
In Schwedt ist inzwischen eine weitgehende Akzeptanz der Bevölkerung 
zum Stadtumbau erreicht. Es ist also kein Problem, den Leuten zu sagen, 
dass es künftig weniger Einwohner gibt und es ist auch kein Problem mehr 
zu sagen, dass wir in den vergangenen Jahren 5.000 Wohnungen abgeris-
sen haben. Das Thema wurde offensiv kommuniziert, hier hat sich unsere 
Strategie bewährt, offen miteinander umzugehen. Deshalb ist Stadtumbau 
inzwischen ein Aushängeschild für uns geworden. Wir haben japanische 
Delegationen, die sich dafür interessieren, wie wir mit dem demografischen 
Wandel umgegangen sind, da in Japan ähnliche Tendenzen zu verzeichnen 
sind, d.h. eine stärkere Anpassung im Stadtumbau auf eine älter werdende 
Bevölkerung. 

Frage: Sie haben die aktuelle Entwicklung in Schwedt skizziert. Ist Schwedt 
ein Sonderfall oder gibt es ähnliche Beispiele auch in den alten Bundeslän-
dern?

Antwort: Nein, ich glaube so ein extremes Beispiel gibt es nicht. Ich will das 
an einem Beispiel verdeutlichen: Zur Wende hatten wir Wohnraum in Pri-
vatbesitz in Höhe von 6,4%, wir sind im Augenblick bei 17% trotz der struk-
turellen Schwierigkeiten in dieser Region. In traditionellen Städten sind es 
in der Regel weit über 40% des Wohnraums, der auch selbst genutzt wird. 
Ähnliche Konzentrationen wie in Schwedt finden Sie selten, mir fallen nur 
Halle-Neustadt, Hoyerswerda und Eisenhüttenstadt ein. 

Schwedt ist die Stadt der Extreme: Direkt vor der Stadt finden Sie den Na-
tionalpark Unteres Odertal, direkt an die Stadt angrenzend. Auf der anderen 
Seite finden Sie die Industrie, immerhin mit einer Fläche, die größer als das 
gesamte Stadtgebiet ist, angrenzend. Das stellt ganz besondere Herausfor-
derungen an die Flächennutzungsplanung und dürfte ebenso einmalig sein. 
Man muss die Spannung zwischen Tourismus und Industrie beachten und 
dafür Lösungen finden. Dazu kommt die Problematik, dass die Stadt mit 
immensem Aufwand aus dem Boden gestampft wurde, dann aber wieder 
fallen gelassen wurde. Bei allen Privilegien, die die Schwedter zur Wende 
hatten, waren die Menschen unzufrieden und demonstrierten. Sie forderten 
Schwimmbad und Kino. 

Mit der Wende kam die Chance der Neugestaltung.
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Frage: Ab wann war klar, dass in Schwedt umgesteuert werden muss? 

Antwort: 1997 kam für uns die Erkenntnis, dass wir den Wegzug der Men-
schen nicht stoppen konnten. Die Schwerpunkte unserer Politik lagen bis 
dahin in der Neugestaltung von Arbeitsplätzen. Erst 1997 kamen die Fragen 
nach dem Umgang mit dem Leerstand, damit verbunden die Umgestaltung 
der Stadt, also etwa nach Schwerpunktgebieten für die Sanierung. 

Frage: Der Grund für die Abwanderung war also nicht die schlechte Qualität 
der Wohnsituation?

Antwort: Der primäre Grund zur Abwanderung lag in den fehlenden Ar-
beitsplätzen, nicht in der Ablehnung der Stadt. Das PCK hatte damals 8.500 
Arbeitsplätze, heute sind es noch 1.200 und 1.500 in Zuliefererbetrieben, in 
der Papierindustrie liegt der heutige Personalbestand bei ca. 50% der Vor-
wendezeit. Andere Schwerpunkte, wie z.B. die Schuhfabrik mit einst über 
1.000 Mitarbeitern, existieren heute gar nicht mehr. Erfreulich ist die Ent-
wicklung im Dienstleistungssektor, hier sind mittlerweile 34% aller Beschäf-
tigten tätig, im produzierenden Gewerbe sind es 24%. 

Frage: Was ist das Besondere am Stadtumbau in Schwedt in den letzten Jah-
ren?

Antwort: Schwedt ist eine spannende und dynamische Stadt. Die heutige 
Anlage der Stadt weist noch Bezüge zum historischen Stadtbild auf: Wo einst 
das Stadtschloss stand, befinden sich heute die Uckermärkischen Bühnen 
Schwedt. Die Straßengestaltung ist in Anlehnung an das historische Vor-
bild großzügig geblieben. Den Ausbaustufen des Kombinats folgend hat 
sich auch die Siedlungsstruktur der Stadt entwickelt. Zunächst wurde an die 
historische Innenstadt ein Ring von Wohnungen gebaut, dieser Ring wurde 
später durch eine Reihe von Satellitenstädten erweitert, die untereinander 
nicht verbunden waren. Erst nach der Wende wurden die einzelnen Stadt-
teile miteinander verbunden: In die Mitte kam das Einkaufscenter mit 60 
einzelnen Geschäften und das Freizeit- und Erholungsbad. Ein Eigenheim-
gebiet wurde ausgewiesen. 

Stadtumbau ist also ein Ereignis, das es in der Vergangenheit immer gab, 
er ist keine moderne Erfindung. Bei uns besteht die Schwierigkeit darin, 
dass der Stadtumbau so schnell geht. Der Architekt, der Schwedt mit auf-
gebaut hat, war auch noch am Umbau beteiligt. Es ist sicherlich historisch 
gesehen nicht üblich, dass innerhalb eines Arbeitslebens der Aufbau und 
der Abriss einer Stadt erfolgten. Man muss dabei vor allem die Emotionen 
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der Menschen sehen, die glücklich in den Wohnungen lebten, die wenig spä-
ter wieder abgerissen werden sollten. Die Häuser wurden teilweise von den 
einstigen Mietern, die über Arbeitsfördermaßnahmen beschäftigt waren, 
entkernt und so zum Abriss vorbereitet. 

Frage: Können Sie das Konzept zum Stadtumbau bitte kurz erläutern?

Antwort: Wir haben, sehr früh, 1997 das Wohnungspolitische Konzept ge-
habt. Wir haben erkannt, wenn wir nicht handeln, werden die leer stehen-
den Wohnungen zu einem großen Problem für uns, ich denke nur an den 
Imageverlust, den die toten Augen mit sich brachten. Damals entstanden die 
ersten Ideen zum Wohnungsrückbau, sogar der Begriff Abriss ist gefallen. 
Das hat damals sehr viel Ärger eingebracht, weil der damalige Bauminis-
ter wörtlich sagte, er sei kein Abrissminister. Es gab andere Vorstellungen 
von Landesentwicklung, die mit der Wirklichkeit in Schwedt nichts zu tun 
hatten. Man hat sich damals noch nicht zu konkreten Problemlösungen be-
kannt, vor allem wusste man nicht, wie man die Problemlösungen verpacken 
sollte. Wir haben maßgeblich mitgewirkt, dennoch hat es noch einige Zeit 
gedauert: Erst 1999 haben wir die erste Platte abgerissen. Im Jahre 2001 war 
der Bundeskanzler hier und hat vom Balkon einer Wohnung gesagt, dass der 
Bund ein Stadtumbauprogramm auflegen müsse. Dann erst flossen die Mit-
tel aus diesem Programm. Vorher haben wir die Maßnahmen aus anderen 
Finanzquellen bezahlen müssen.

Frage: Wie waren die Bürger und Bürgerinnen und vor allem die Mieter und 
Mieterinnen in die Umsetzung einbezogen?

Antwort: Das Konzept ist vor Ort entwickelt worden und hatte insbesondere 
in der Analysephase die fachliche Begleitung eines Hamburger Beratungs-
unternehmens. Auf Erfahrungen aus den alten Bundesländern konnten wir 
sonst nicht zurückgreifen. Unterstützende Rahmenbedingungen gab es 
kaum, das Konzept ist somit aus der Stadt heraus entwickelt worden. Die 
Lösung war für uns die Klammer zwischen Aufwertung und Rückbau. Nur 
so konnten wir das Konzept in der Öffentlichkeit auch kommunizieren. Mit 
diesem Konzept konnten wir einen ersten Preis im Wettbewerb des ostdeut-
schen Stadtumbaus gewinnen. Das Beste an dem Konzept ist, dass es genau 
so umgesetzt wurde, wie geplant. Natürlich riefen die Entscheidungen auch 
Widerstand hervor. Ich erinnere mich an äußerst lebhafte Diskussionen mit 
500 und mehr Menschen an einem Abend. Aber die Menschen haben uns 
geglaubt, denn es war eine Linie zu erkennen, von der wir nicht abgewichen 
sind. Da das Konzept gut war, konnten wir die Menschen überzeugen. Mit 
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dem Rückbau ganzer Quartiere konnten wir auch die Probleme der nicht 
mehr genutzten Ver- und Entsorgung lösen, denn wir konnten die Netze 
einfach aus der Erde rausnehmen. Wir haben den gesamten Stadtumbau-
prozess in mehreren Runden durchgeführt, so konnten sich die Einwohner 
langfristig auf die Veränderungen einstellen. 

Frage: Wie sind Sie konkret im Stadtumbau vorgegangen?

Antwort: Erst haben wir ein Wohnquartier in Nähe des Stadtzentrums auf-
gewertet, in dem wir es saniert haben. In diesem Wohngebiet gab es schon 
20% Leerstand. Hier haben wir die Wohnungen teil- und vollsaniert, aber 
keine Grundrissveränderungen vorgenommen. Wir haben also erst etwas 
Positives geschaffen, bevor wir an den Abriss gegangen sind. Das hat den 
Vorteil, dass sie den Menschen Perspektiven schaffen, ihnen zeigen können, 
dass sich ihre Wohnqualität mit einem Umzug verbessert. Akzeptable Alter-
nativen verhindern den Frust auf Seiten der Mieter. 

Dann haben wir die äußeren Gebiete flächenhaft zurückgebaut. In an-
deren Teilen haben wir das Konzept der perforierten Stadt verfolgt, also am 
Beispiel gezeigt wie man ein Wohngebiet aufwerten kann, wenn man mit 
kreativen Lösungen an die Gestaltung der Platten geht. Die Klammer von 
Aufwertung und Rückbau ist die Grundlage unseres konzeptionellen Arbei-
tens. Erleichternd kam hinzu, dass der Wohnungsmarkt sehr geordnet ist, 
wir haben zwei Wohnungsgesellschaften in der Stadt, die gemeinsam über 
80% der Wohnungen halten; der Wohnraum in Privatbesitz hat eine Grö-
ßenordnung von 17%. Im Ergebnis des Umbauprozesses lässt sich sagen, 
dass noch 1.288 Wohnungen leer stehen und für den Abriss vorbereitet sind. 
Insgesamt haben wir bis zum Jahresende 5.000 Wohnungen abgerissen. 
Das sind soviel wie in keiner anderen deutschen Stadt. Die anderen Woh-
nungen sind zu 70% saniert. So hat Schwedt gezeigt, dass nicht die „Platte“ 
das Problem ist, sondern der Wegzug der Menschen. Die „Platte“ hat so viele 
innovative Lösungen gefunden, dass die Menschen sie akzeptieren. Das spie-
gelt sich auch in den Medien wieder: 1999 hieß es noch „der Plattmacher“, 
vor zwei Jahren hieß es „die Plattenspieler“, da bin ich stolz drauf, denn es 
zeigt, dass unsere Bemühungen anerkannt werden. 

Frage: Welche Besonderheiten sehen Sie beim Stadtumbau in Schwedt?

Antwort: Wir berücksichtigen die veränderte Altersstruktur bei den Umbau-
ten. So haben bestimmte Häuser selbstverständlich Fahrstühle bekommen, 
bei den Badsanierungen sind die entsprechenden Hilfseinrichtungen be-
rücksichtigt worden. Das reicht hin bis zu infrastrukturellen Anpassungen 
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wie z.B. Häuser für generationsübergreifendes Wohnen, Betreuungsdienst-
leistungen und Modelle für verschiedene Wohnformen (Durchschnittsalter 
über 50 Jahre). Wir bauen die Stadt von der Industrie weg an das Wasser, wo-
bei wir das Zentrum stärken. Besonders wichtig ist dabei die Abstimmung 
zwischen den Wohnungsunternehmen, den Stadtwerken und der Stadtver-
waltung. Wir die Stadt schaffen die infrastrukturellen Voraussetzungen, wie 
z.B. Straßen, und die Gesellschaften sanieren im Gleichklang die Häuser. 

Frage: Hat der Stadtumbau Auswirkungen auf die demografische Entwick-
lung?

Antwort: Ja, ganz klar, der Stadtumbau wirkt: Die Wanderungsbewegung hat 
sich minimiert. Der Mantel, den wir mit dem Stadtumbau schneidern, der 
passt. Salopp gesagt: Die Dramatik ist raus. Wir haben 1997 erkannt, dass 
der Leerstand ein Problem ist, dann kam das Wohnungspolitische Konzept 
und 1999 wurde die erste Platte abgerissen und trotz Abriss ist der Leerstand 
gestiegen, erst mit dem Stadtumbauprogramm 2003 stellten sich Erfolge 
ein und erst heute haben wir den gleichen Leerstand wir vor 10 Jahren. Das 
heißt, gesellschaftliche Prozesse zu verändern, braucht 10 Jahre. 

Frage: Wie sehen Sie die weitere Entwicklung?

Antwort: Weil wir anerkennen, dass wir weiter schrumpfen, haben wir jetzt 
schon im politischen Raum eine Vorlage, die sich mit der Entwicklung bis 
2015 beschäftigt. So können sich die Bürger langfristig darauf vorbereiten, dass 
Veränderungen kommen. Ich habe also die Weiterführung des Stadtumbaues 
bis 2015 schon im öffentlichen Raum diskutiert und als Informationsvorlage 
in die SVV eingebracht. Darin ist zu sehen, dass weitere 1.000 Wohnungen 
zurückgebaut werden und man kann die grobe Verortung erkennen. So kann 
sich der Bürger langfristig an Alternativen orientieren. Wir haben jetzt keinen 
großen Pool an saniertem Wohnraum, den wir anbieten können. Wir haben 
nur unsanierten Wohnraum abgerissen. Wir haben in den vergangenen 8 Jah-
ren 5.000 Wohnungen abgerissen und reißen in den nächsten 8 Jahren noch 
einmal 1.000 Wohnungen ab. Damit erfolgt nur eine Anpassung des Stadtum-
baues an die veränderten Bedingungen, denn das grundlegende Problem ist 
gelöst. Es war mir wichtig, gleich die anschließende Entwicklung aufzuzeigen 
und nicht erst das Ende des Stadtumbaues zu verkünden, um dann in 4 Jahren 
zu kommen und zu sagen, wir müssen noch mal ran. Die Bürger von Anfang 
an einzubeziehen ist also von entscheidender Bedeutung. Über das Programm 
Soziale Stadt lässt sich das sehr positiv kombinieren und realisieren.
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Frage: Hat der Stadtumbau auch Auswirkungen auf die wirtschaftliche 
Entwicklung der Stadt und die Lebensbedingungen der Einwohner von 
Schwedt?

Antwort: Uns ist es wichtig, Schwedt zu einem lebenswerten Ort zu machen. 
Zur wirtschaftlichen Entwicklung: Eine vom PROGNOS-Institut erarbeitete 
Studie besagt, wenn wir die Bruttowertschöpfung um 50% im Industriesek-
tor erhöhen, dann können wir die Arbeitsplätze, die wir heute haben, halten. 
Das versuchen wir mit der Anpassung der Industriestruktur hin zu regene-
rativen Energieträgern, wie Bioethanol, Biodiesel und Holzpellets. In diesen 
Fragen arbeiten wir mit der Wirtschaft gut zusammen. Auf dem PCK-Gelän-
de entwickeln wir einen Industriepark, dazu hat die Stadt eine Infrastruktur-
gesellschaft gegründet und die PCK hat eine Industrieparkgesellschaft ge-
gründet und jetzt sind wir dabei, Investoren zu gewinnen. Wir verpflichten 
uns im Gegenzug, die gesamte technische Infrastruktur zur Verfügung zu 
stellen, für die der Nutzer dann eine Maut bezahlt. Dieses Konzept hat sich 
in anderen Industrieparks bewährt. Dies ist ein wesentlicher Bestandteil un-
seres regionalen Wachstumskerns. 

Schwerpunkt ist bei uns immer Wirtschaft und Marketing zusammenzu-
denken: Leben und Arbeiten mit Technologie und Natur, ist ein Slogan, der 
vielleicht noch nicht so ganz gelungen, aber immerhin unsere Zielrichtung 
beschriebt.

Frage: Herr Bürgermeister, wir danken für das Gespräch. 
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